
Haushalts- und die gesellschaftlichen Organisationen 
Einrichtungen, die dem Vertragsgesetz unterworfen 
sind, soweit sie als Partner von wechselseitigen ver­
mögensrechtlichen Beziehungen auftreten (§ 2 Abs. 3 
VG). Es werden deshalb auch Hochschulen, Kreise und 
Gemeinden, die Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische 
Freundschaft, das Deutsche Rote Kreuz, der FDGB 
usw. die Bestimmungen des Vertragsgesetzes zu be­
achten haben, sofern sie die genannten Beziehungen zu 
staatlichen Einrichtungen oder zu sozialistischen 
Betrieben hersteilen.

Grundsätzlich kann gesagt werden, daß alle wechsel­
seitigen Beziehungen, die eine Lieferung oder Leistung 
zum Gegenstand haben, den Vorschriften des Vertrags­
gesetzes unterliegen, es sei denn, daß für sie eine be­
sondere gesetzliche Regelung getriffien worden ist. Das 
Gesetz gilt zwar vorwiegend für jene Verhältnisse, 
denen eine Planaufgabe zugrunde liegt, jedoch ist sein 
Anwendungsbereich hierauf nicht beschränkt. Für 
plangemäße Beziehungen ist wesentlich, daß für sie 
eine Vertragspflicht der sozialistischen Betriebe be­
steht (§ 1 VG). Das Gesetz findet auf diese Beziehun­
gen unmittelbar Anwendung. Auf die anderen 
wechselseitigen Beziehungen, für die damit in der 
Regel keine Vertragspflicht vorgeschrieben ist, findet 
das Gesetz „entsprechende“ Anwendung (§ 3 Abs. 3 VG).

Die Grundprinzipien des Vertragsgesetzes
Ein Vergleich der Entwürfe mit der Fassung des 

Gesetzes zeigt, daß die maßgeblichen Grundgedanken 
beibehalten wurden. Deshalb kann im wesentlichen 
auf die bisherigen Veröffentlichungen zu den verschie­
denen Problemen verwiesen werden4. Hier sei nur 
folgendes gesagt:

1. Auch im Vertragsgesetz finden wir den moder­
nen Grundsatz, eine Materie vollständig zu regeln und 
dabei in Kauf zu nehmen, daß das Gesetz außer 
zivilrechtlichen Normen auch andere Bestimmungen 
enthält. Im Vertragsgesetz finden wir vor allem ver­
hältnismäßig viel verwaltungsrechtliche Bestimmun­
gen, z. B. die Globalvereinbarung. Zu nennen sind fer­
ner die Voraussetzungen für den Beginn der Produk­
tion und die Aufgaben der Leiter der zentralen Organe 
hierbei (§ 17 VG) sowie die Bestimmungen über die 
allgemeinen Lieferbedingungen. Ein weiteres inter­
essantes Beispiel enthält § 38 Abs. 3 letzter Satz VG, 
-wonach im Fall einer einseitig erteilten Weisung die 
fibergeordneten Organe für einen finanziellen Aus­
gleich der den Betrieben durch ihre Weisungen einge­
tretenen Schäden zu sorgen und das entsprechende 
Verfahren hierfür zu regeln haben.

Das Vertragsgesetz legt für einzelne Teilgebiete 
auch die Zuständigkeit für die Durchführung und Ent­
scheidung von Streitverfahren fest. Hierzu sei auf 
§§ 11 und 90 VG verwiesen.

Als weitere Besonderheit muß die Befugnis des 
Vorsitzenden des Regierungsvertragsgerichts genannt 
werden, die gesetzlichen Fristen für die Berechnung 
und Geltendmachung von Vertragsstrafen bestimmter 
Art verlängern zu können (§ 77 Abs. 3 VG).

2. Beibehalten wurden die Vorschriften, die eine 
planmäßige, frühzeitige und zweckmäßige Herstellung 
der vertraglichen Beziehungen gewährleisten sollen. 
Sie sind im 2. Teil („Globalvereinbarung und Global­
verträge“) und im 3. Teil („Vorbereitende Verträge“) 
geregelt. Dabei hat man der Entwicklung hinsichtlich 
der Organisierung der Vertragsstruktur, die immer 
noch in den Anfängen steckt, keine Hindernisse in 
den Weg legen wollen und deshalb die verwaltungs­
rechtlichen Vereinbarungen neben dem Vertrag mit 
stark verwaltungsrechtlichem Inhalt zugelassen.

3. Das Gesetz setzt Normen, die für alle Arten von 
Verträgen gelten sollen. Es regelt weder den Liefer­
vertrag als solchen noch den Werkvertrag, noch einen 
besonderen Leistungsvertrag. Die spezifischen Beson­
derheiten der einzelnen Vertragsart sollen vielmehr

4 vgl. z. B. NJ 1956 S. 68, 113, 179, 204, 268, 337 und „Vertrags­
system“ 1957 Nr. 2 und 3.

durch besondere Vorschriften außerhalb des Ver­
tragsgesetzes geregelt werden. Dabei wird den all­
gemeinen Liefer- und Leistungsbedingungen (ALB), 
deren Bestimmungen ihrem Inhalt nach Rechtsnormen 
sind, eine besondere Bedeutung zukommen. Sie sollen 
die Besonderheiten des einzelnen Wirtschaftszweiges 
oder der entsprechenden wechselseitigen Beziehungen 
erfassen. Zu diesem Zweck bestimmt das Gesetz, daß 
die ALB von den Vorschriften des Vertragsgesetzes 
abweichen dürfen, wenn die ökonomischen Verhält­
nisse dazu zwingen und die Festigung der Vertrags­
disziplin hierdurch nicht beeinträchtigt wird (§ 18 
Abs. 3 VG). Aus dieser Bestimmung ergibt sich aber 
auch, daß die Vorschriften des Vertragsgesetzes für 
die sozialistischen Betriebe zwingendes Recht dar­
stellen, sofern nicht das Gesetz ausdrücklich abwei­
chende Vereinbarungen der Partner zuläßt, wie es 
z. B. in § 64 Abs. 3 VG für die Festlegung der Ge­
währleistungsfristen geschehen ist.

4. Beibehalten wurde die Regelung der Verantwort­
lichkeit für eigenes Verhalten und für das Verhalten 
dritter Personen. Nach dem Vertragsgesetz wird jeder 
Vertragspartner künftig in vollem Umfang für alle 
dritten Personen, die seine eigene Vertragsverpflich­
tung beeinflussen, einzustehen haben, sofern der 
Dritte nach dem Vertragsgesetz verantwortlich und 
feststellbar ist. Die Aufzählung in § 39 Abs. 2 VG 
nennt nur. Beispiele und dient damit zur Charakte­
risierung des Einstehenmüssens für Dritte. Ein Fall 
der Anwendbarkeit des § 41 VG (Herausgabe des 
Erlangten) ist bei dieser weiteren Fassung des § 39 
praktisch nur gegeben, wenn besondere Gesetze die 
Anwendbarkeit des § 39 eingeengt haben.

5. Die Vertragsstrafe hat den Charakter eines nor­
mierten Mindestschadens, wobei selbstverständlich die 
Erziehungsfunktion nicht untergeht. Sie braucht nicht 
ausdrücklich vereinbart zu werden, sondern ist kraft 
Gesetzes Vertragsinhalt (§ 36 VG). Die Geltendmachung 
von Vertragsstrafe ist weitgehend der Eigenverant­
wortlichkeit des Vertragsstrafengläubigers überlassen 
(§ 79 VG). Gegenüber der VO zur Angleichung des 
Vertragssystems an die Maßnahmen zur Verbesserung 
und Vereinfachung der Planung in der volkseigenen 
Wirtschaft (Angleichungsverordnung) vom 21. März 
1957 (GBl. I S. 209) wird es aber jetzt dem Gläubiger 
zur Pflicht gemacht, die Verantwortlichkeit des 
Schuldners und die Auswirkungen seines beabsichtig­
ten Verzichts zu überprüfen, ehe er auf die Berechnung 
bzw. Geltendmachung einer Vertragsstrafe verzichtet 
(§ 79 Abs. 3 VG). Hierin liegt eine Mahnung an den 
Gläubiger, keinen Mißbrauch mit der gegebenen Er­
mächtigung zu treiben und nicht die Grundsätze des 
Vertragsgesetzes zu verletzen.

Bedeutsame Neuregelungen des Vertragsgesetzes
1. Abgesehen von der Sonderregelung in der 5. DB 

zur WO vom 6. Juni 1953 (GBl. S. 803) ist im Ver­
tragsgesetz erstmalig das Rechtsinstitut der „Garantie“ 
gesetzlich fixiert worden. Es ist als Versprechen des 
Leistenden geregelt, das aber sachlich in der Regel 
Bestandteil eines Vertrages sein dürfte (§ 67 VG). Lei­
der enthält das Gesetz keine Definition der Garantie; 
die in Wissenschaft und Praxis erarbeitete Begriffs­
bestimmung wird als allgemein gebräuchlich und aner­
kannt vorausgesetzt. Da die Qualitätsanforderungen 
des § 52 Abs. 1 VG zwingende Mindestbestimmungen 
sind, die nicht durch Parteivereinbarung abgeschwächt 
werden können, bedeutet Garantie stets eine Ver­
schärfung der Verantwortlichkeit hinsichtlich der Güte 
eines Erzeugnisses oder der Qualität einer Leistung.

Aus § 69 Abs. 1 VG ergibt sich, daß im Garantiefall 
der Antragsteller nur nachzuweisen braucht, daß die 
zugesicherte Eigenschaft innerhalb der Garantiefrist 
fehlte. Es braucht nicht wie bei der Gewährleistung 
nachgewiesen zu werden, daß diese Eigenschaft schon 
im Zeitpunkt der Abnahme nicht vorhanden war und 
daß der Mangel nicht erkannt werden konnte.

2. Das Gesetz unterscheidet zwischen unvollständiger 
Leistung (§ 72 VG) und nicht vereinbarter Teilleistung 
(§ 73 VG). Eine unvollständige Leistung kommt dann
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